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Seit einiger Zeit reden nicht allein nur 
Umweltschützer über das Wetter bzw. das 
Klima, mittlerweile haben auch Politiker 
und seit neuem auch Militärs das Thema für 
sich entdeckt. So beschäftigte sich der UN-
Sicherheitsrat im April 2007 erstmals mit 
den „Auswirkungen des Klimawandels auf 
den Frieden und die Sicherheit.“1 Selbst in 
den Vereinigten Staaten, wo eigentlich ver-
sucht wird, das Phänomen grundsätzlich zu 
verleugnen, fordern mittlerweile prominent 
besetzte Kommissionen, die sicherheitspo-
litischen Folgen des Klimawandels stärker 
zu beachten.2 Inzwischen verpflichtete der 
US-Kongress die Regierung sogar darauf, 
den Auswirkungen der Erderwärmung in 
allen relevanten Sicherheitsdokumenten 
eine hohe Priorität einzuräumen.3 

Demgegenüber hatte die Europäische 
Union das hier brachliegende „Potenzial“ 
lange nicht erkannt. In der Europäischen 
Sicherheitsstrategie vom Dezember 2003 
wurde der Klimawandel „nur beiläufig 
erwähnt.“4 Dies soll sich nun ändern. Schon 
im Juni 2007 wurden der EU-Außenbe-
auftragte Javier Solana und die EU-Kom-
mission angewiesen, einen Bericht zu den 
sicherheitspolitischen Auswirkungen des 
Klimawandels anzufertigen. Am 14. März 
2008 wurden die Ergebnisse unter dem 
Titel „Klimawandel und internationale 
Sicherheit“ veröffentlicht (fortan als EU-
Klimastrategie zitiert) und am selben Tag 
vom Rat der Europäischen Union gebilligt.5 
Bis Juni soll ein weiterer Zwischenbericht 
erarbeitet und Ende 2008 ein abschlie-
ßendes Strategiepapier zum Thema fertig 
gestellt werden.

Die EU-Klimastrategie ist einerseits von 
großem Interesse, weil ihre Ergebnisse mit 
hoher Wahrscheinlichkeit in die für dieses 
Jahr geplante Überarbeitung der Euro-
päischen Sicherheitsstrategie einfließen 
werden. Anderseits wird der Themenkom-
plex auf extrem einseitige, eurozentristische 
Weise abgehandelt. Ein Problem stellen die 
Folgen des Klimawandels, die vor allem 
die Menschen in den ärmsten Regionen 
der Welt am härtesten treffen werden, erst 
dann dar, wenn durch sie die europäische 
Sicherheit und europäische Interessen 
gefährdet werden. Obwohl im EU-Doku-

ment eingeräumt wird, dass durch den Kli-
mawandel die weltweite Armut und damit 
auch hieraus resultierende Gewaltkonflikte 
zunehmen werden, wird kein Vorschlag 
unterbreitet, wie den hierfür verantwortli-
chen sozialen Ursachen effektiv entgegen-
gewirkt werden könnte. Stattdessen wird 
lediglich der Ausbau militärischer „Krisen-
managementfähigkeiten“ gefordert.6 Wie so 
häufig werden damit militärisch Symptome 
statt die sozialen Ursachen bekämpft, da 
ansonsten u.a. die ungerechten Mechanis-
men der Weltwirtschaftsordnung grund-
legend verändert werden müssten. Da es 
deshalb aus Sicht der EU-Strategen künftig 
ohnehin erforderlich sein wird, militärisch 
einzugreifen, um den Dampfkessel der Glo-
balisierungskonflikte unter Kontrolle zu 
halten, wird der Klimawandel primär zur 
Legitimation ohnehin anvisierter Rüstungs-
projekte instrumentalisiert.

Klimawandel, Armut und gewaltsame 
Konflikte

Schon der erste Satz der EU-Klimastrate-
gie (S. 1) räumt dem Thema eine Relevanz 
und Dringlichkeit ein, mit der die späteren 
Forderungen nach einer Intensivierung der 
europäischen Rüstungsanstrengungen legi-
timiert werden: „Die Risiken des Klima-
wandels sind real und seine Auswirkungen 
schon heute sichtbar.“ Daran anschließend 
wird festgestellt, dass hierdurch „euro-
päische Interessen direkt betroffen sein 
können.“ (S. 2) Der Klimawandel wirke als 
„Bedrohungsmaximierer“, der zahlreiche 
auch ohne ihn vorhandene Konflikte ver-
schärfe und damit die Wahrscheinlichkeit, 
dass diese zu gewaltsamen Auseinanderset-
zungen führen, erhöhe. Hierfür sei u.a. die 
von der Erderwärmung verursachte Verrin-
gerung landwirtschaftlich nutzbaren Acker-
landes (Desertifikation), die wachsende 
Wasserknappheit sowie zunehmende Flut-
katastrophen und Dürren verantwortlich, 
die allesamt „zivile Unruhen“ zur Folge 
haben könnten. (EU-Klimastrategie: S. 3)

Unbestritten ist, dass der Klimawandel die 
ärmsten Länder am härtesten treffen wird. 
So schreibt der Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung in einem Gutachten, das 
sich deutlich differenzierter mit der Thema-
tik auseinandersetzt als sein EU-Pendant: 

„Die globale Temperaturerhöhung wird 
die Existenzgrundlage vieler Menschen 
insbesondere in den Entwicklungsregionen 
gefährden, die Anfälligkeit für Armut und 
soziale Verelendung erhöhen und damit 
die menschliche Sicherheit bedrohen. Vor 
allem in schwachen und fragilen Staaten 
mit leistungsschwachen Institutionen und 
Regierungssystemen dürfte durch den Kli-
mawandel zudem die Anpassungsfähigkeit 
an sich verändernde Umweltbedingungen 
überfordert und damit der bereits beste-
hende Trend allgemeiner Unsicherheit in 
vielen Gesellschaften und Regionen ver-
stärkt werden.“7 Ähnlich warnt auch die 
EU-Klimastrategie (S. 5) davor, die Erder-
wärmung werde die „Instabilität schwacher 
oder gescheiterter Staaten erhöhen.“ Impli-
zit erkennt der Bericht sogar den Kausalzu-
sammenhang zwischen Armut und Krieg, 
also die sozialen Ursachen solcher Konflikte 
an: „Die Unfähigkeit einer Regierung, 
sämtliche Bedürfnisse der Bevölkerung zu 
befriedigen oder auch nur Schutz vor kli-
mabedingten Härten zu bieten, könnte zu 
Frustration führen, Spannungen zwischen 
verschiedenen ethnischen und religiösen 
Gruppen innerhalb von Ländern auslösen 
und eine politische Radikalisierung nach 
sich ziehen.“ Bei einer Anhörung im Unter-
ausschuss Sicherheit und Verteidigung des 
Europäischen Parlament am 31. März gab 
auch der Kommissionsvertreter Stanley an, 
er befürchte zunehmende „soziale Span-
nungen zwischen denen, die Geld haben, 
um sich anzupassen an den Klimawandel 
und denen, die dafür kein Geld haben.“8 
Damit wird letztlich eine in der Kriegsur-
sachenforschung weit gehend unbestrit-
tene Tatsache eingestanden, nämlich, dass 
Armut die wichtigste Konfliktursache in 
der so genannten Dritten Welt darstellt. 
Auch das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesregierung lässt hieran 
keine Zweifel aufkommen: „Empirische 
Untersuchungen zeigen, dass arme Länder 
deutlich konfliktanfälliger sind als wohl-
habende Gesellschaften. Der Klimawandel 
wird gerade in Entwicklungsländern zu 
spürbaren ökonomischen Kosten führen. 
[...] Klimawandel kann also Entwicklungs-
blockaden und Armut verstärken und über 
diesen Mechanismus die Konfliktgefähr-
dung von Gesellschaften steigern.“9 

Armutsbedingte Konflikte, die maßgeb-
lich von neoliberalen Wirtschaftsreformen 
verursacht werden, wie bspws. die Unter-
suchungen von Michel Chossudovsky 
zeigen10, existieren schon seit Langem, sie 
werden durch den Klimawandel lediglich 
weiter verschärft. Die wirksamste Art, heu-
tigen und künftigen Konflikten entgegen-
zuwirken, wäre also eine Veränderung der 
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ungerechten Weltwirtschaftsordnung. Da 
hierzu aber keinerlei Bereitschaft besteht - 
im Gegenteil, die EU drängt sogar massiv 
auf weitere Handelsliberalisierungen, die 
die Armut weiter vergrößern11-, werden 
zunehmend militärische Mittel benötigt, 
um diese Konflikte notdürftig unter Kon-
trolle zu halten. 

Auch die Zunahme umweltbedingter 
Migration wird als ernste Bedrohung für 
europäische Interessen eingestuft: „Die Ver-
einten Nationen prognostizieren, dass es 
im Jahr 2020 Millionen ‚umweltbedingter‘ 
Flüchtlinge geben wird, für die das wan-
delnde Klima die Hauptursache ist. [...] 
Europa muss sich auf einen substanziell 
höheren Migrationsdruck einstellen.“ (EU-
Klimastudie: S. 4) Auch das Gutachten 
des Wissenschaftlichen Dienstes geht von 
substanziell höheren Migrationszahlen aus, 
sieht aber - ganz im Gegensatz zu seinem 
EU-Pendant - die westlichen Industriena-
tionen hier durchaus in der Verantwortung. 
Es plädiert dafür, dass „sich die Industrie-
länder nach dem Verursacherprinzip ihrer 
Verantwortung werden stellen müssen.“12 
Stattdessen setzt die EU primär darauf, sich 
gegenüber den erwarteten Flüchtlingsströ-
men abzuschotten und die hierfür erforder-
lichen Kontrollstrategien auszubauen, was 
von den Gutachtern massiv kritisiert wird: 
„Einen primär an der inneren Sicherheit der 
Industriestaaten orientierten Ansatz, wie er 
in der aktuellen EU-Politik sichtbar wird, 
bewertet der WBGU als zu einseitig, reak-
tiv und bestenfalls kurzfristig wirksam.“13

Klimawandel und EU-Interessen
Eine der größten Sorgen der EU ist es, dass 

die „Verdammten dieser Erde“ irgendwann 
einmal beginnen werden, sich zu wehren. 
Dies betrifft sowohl die generelle welt-
weite Ungerechtigkeit, gilt aber auch und 
gerade für den Klimawandel: „Die großen 
Unterschiede in den Pro-Kopf-Emissio-
nen zwischen Industrieländern sowie Ent-
wicklungs- bzw. Schwellenländern werden 
zunehmend als ‚Gerechtigkeitslücke‘ wahr-
genommen, zumal die steigenden Kosten, 
die durch die Klimawirkungen anfallen, 
insbesondere Entwicklungsländer belasten. 
Je höher die Schäden und Anpassungsla-
sten im Süden ausfallen, desto gravierender 
werden die Verteilungskonflikte zwischen 
den Verursachern und den Betroffenen des 
Klimawandels sein. Die vom Klimawandel 
besonders betroffenen Länder werden auf 
das Verursacherprinzip verweisen, so dass 
sich die internationale Kontroverse um 
ein globales Kompensationsregime zum 
Klimawandel verschärfen dürfte.“14 Vor 
genau dieser „politischen Radikalisierung“ 
warnt die EU-Klimastudie und visiert den 

Ausbau der erforderlichen Kotrollkapazi-
täten an, um damit jeden Versuch, soziale 
Veränderungen und sozialen Ausgleich her-
zustellen, im Keim zu ersticken. So rücken 
der deutsche Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier und sein britischer Amtskollege 
David Miliband die Forderung nach Ver-
teilungsgerechtigkeit explizit in den Rang 
eines sicherheitspolitischen Problems: „Eine 
Konfrontation zwischen ‚Verschmutzern‘ 
– sowohl im Norden als auch unter den 
Schwellenländern – und ‚Opfern‘, die sich 
vornehmlich in der südlichen Hemisphäre 
finden, würde die ohnehin schon belastete 
internationale Sicherheitsarchitektur weite-
rem Druck aussetzen.“15

Aus Sicht der EU-Klimastrategie (S. 7) 
besteht ein weiteres Problem darin, dass die 
durch die Erderwärmung verschärfte „poli-
tische Instabilität negative Auswirkungen 
auf Europas Energiesicherheit und andere 
Interessen hat.“ Dies treffe insbesondere für 
den Mittleren Osten zu, wo die „Stabilität 
in einer für Europa vitalen strategischen 
Region betroffen ist.“ Auch die zuneh-
mende Wasserknappheit im ölreichen Zen-
tralasien wird primär als Bedrohung für 
Europas Versorgungssicherheit gesehen. 
Ein spezielles Augenmerk legt die EU-Kli-
mastudie auf die wachsende geopolitische 
Konkurrenz um Energieressourcen in der 
arktischen Region, was bezeichnend für den 
interessengeleiteten Charakter des Doku-
ments ist. Denn interessanterweise werden 
im Abschmelzen der Polkappen nicht nur 
Risken, sondern auch Chancen gesehen, da 
die Hoffnung besteht, hierdurch an bislang 
unerschließbare Energievorkommen zu 
gelangen. In der EU-Klimastudie (S. 4ff.) 
heißt es hierzu: „Als Resultat der globalen 
Erwärmung werden die Polarregionen aus-
beutbar. [...] Da vormals unzugängliche 
Regionen aufgrund der Auswirkungen des 
Klimaeffekts geöffnet werden, werden sich 
die Auseinandersetzungen um Ressourcen 
verschärfen. [...] Das rapide Abschmelzen 
der Polkappen, besonders die Arktis, öffnet 
neue Wasserwege und internationale Han-
delsrouten. Darüber hinaus verändern die 
verbesserten Zugriffsmöglichkeiten auf die 
riesigen Hydrokarbonreserven in der arkti-
schen Region die geostrategische Dynamik 
in der Region und haben möglicherweise 
Auswirkungen auf die internationale Sta-
bilität und europäische Sicherheitsinter-
essen.“ Bislang versuchen vor allem die 
USA, Russland und Kanada ihren Einfluss 
am Nordpol auszubauen.16 Nun will sich 
offenbar auch die Europäische Union einen 
Anteil am Kuchen sichern. So fordert die 
EU-Klimastudie (S. 11), „eine EU-Arktis-
politik, basierend auf der sich herausbilden-
den Geostrategie für die arktische Region 

zu entwickeln, die u.a. den Zugang zu Res-
sourcen und die Öffnung neuer Handels-
routen berücksichtigt.“

Die Erderwärmung als Steigbügelhalter 
für die Militarisierung der Europäischen 
Union

Statt die heutigen Konflikten zugrunde 
liegenden sozialen Ursachen zu beseitigen, 
konzentriert sich die EU auf deren militäri-
sche „Befriedung“. Auch die EU-Klimastu-
die (S. 9) macht hier keine Ausnahme, wenn 
sie vorschlägt, „die Kapazitäten zur Unter-
suchung, Überwachung und Frühwarnung 
zu erhöhen. [...] Die Überwachung und 
Frühwarnung schließt Fälle von fragiler 
Staatlichkeit und politischer Radikalisie-
rung, Auseinandersetzungen um Ressour-
cen und Energieversorgung, umwelt- und 
sozial bedingte Spannungen, Gefahren für 
die kritische Infrastruktur und wirtschaft-
liche Einrichtungen, Grenzstreitigkeiten, 
Auswirkungen auf die Menschenrechte 
und mögliche Migrationsbewegungen 
ein.“ Hiermit sollen die Fähigkeiten für so 
genannte „Stabilisierungseinsätze“ in von 
Bürgerkriegen zerrütteten Staaten deutlich 
verbessert werden. Dies wird überdeutlich 
in der Forderung der EU-Klimastudie (S. 
10), „die Kapazitäten der EU und ihrer Mit-
gliedsstaaten weiter auszubauen, einschließ-
lich dem Zivilschutz und dem Einsatz von 
Instrumenten zum Krisenmanagement und 
zum Katastrophenschutz (zivil und militä-
risch), um zur Antwort auf klimabedingte 
Sicherheitsrisiken beizutragen.“ Was hier 
gemeint ist, ist militärisches Krisenmanage-
ment, das ggf. um zivile Komponenten 
ergänzt wird, sofern dies für die Erfüllung 
des Einsatzes nützlich ist. 

Dass der Klimawandel als Steigbügel-
halter für Rüstungsprojekte dient, die 
ohnehin schon lange ganz oben auf dem 
Wunschzettel stehen, wurde bei der bereits 
erwähnten Vorstellung der EU-Klimastra-
tegie im Unterausschuss Sicherheit und 
Verteidigung des Europäischen Parlaments 
deutlich. Der Ausschussvorsitzende Karl 
von Wogau (CDU/CSU) interpretierte die 
dortige Diskussion - Kritik kam lediglich 
von der GUE/NGL - als Auftrag, die EU-
Kapazitäten im Bereich des (militärischen) 
Krisenmanagements zu erhöhen, „insbe-
sondere, was die Erweiterung der Trans-
portkapazitäten und die satellitengestützte 
Aufklärung angeht“.17 Hiermit benennt 
von Wogau exakt die zwei Bereiche, die seit 
Jahren als größte Defizite einer effektiven 
Militärmacht Europa identifiziert werden. 

Dass es auch anders geht, zeigt das Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirats 
der Bundesregierung, das anmahnt, sich 
primär auf die Verbesserung der sozio-
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ökonomischen Lage zu konzentrieren, um 
den schlimmsten Folgen des Klimawan-
dels zu begegnen. Geradezu progressiv ist 
die Forderung nach einer Umschichtung 
von Rüstungsausgaben in Richtung der 
Entwicklungshilfe: „Die Militärhaushalte 
sollten deutlich zugunsten präventiver Maß-
nahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
umgeschichtet werden.“18 Leider ist davon 
auszugehen, dass dieser Vorschlag weder 
von der Bundesregierung noch von der 
Europäischen Union aufgegriffen werden 
wird. Da kein Interesse besteht, die für die 
eklatante Armut in der Dritten Welt ver-
antwortlichen Spielregeln des neoliberalen 
Weltwirtschaftssystems fairer zu gestalten, 
besteht deshalb die Hauptaufgabe der EU-
Militärpolitik darin, diese Ungerechtigkeit 
militärisch abzusichern. 
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Eine Kleine Anfrage und Nachfrage der 
Linksfraktion im Bundestag im Februar 
und April 2008 hat ergeben, dass die 
Bundeswehr in elf Agenturen für Arbeit 
(ARGE) Büros dauerhaft unterhält. In 
204 ARGEn finden regelmäßig Rekru-
tierungsveranstaltungen der Bundeswehr 
statt (eine Liste der ARGEn mit Büros 
und regelmäßigen Veranstaltungen findet 
sich im Anhang). Es zeigt sich, dass die 
Zusammenarbeit zwischen ARGEn und 
Bundeswehr trotz massiver Kritik an dieser 
Praxis weiter ausgebaut wird. Die Büros 
der Bundeswehr befinden sich vor allem 
in Städten mit einer überdurchschnittlich 
hohen Arbeitslosenquote. Angesichts der 
zahlreichen Aussagen von Wehrberatern 
und Rekrutierungsstrategen bei der Bun-
deswehr, man wolle und müsse aufgrund 
sinkender Bewerberzahlen (wegen Gebur-
tenrückgang und abschreckender Wirkung 
von Auslandseinsätzen) die Arbeitslosig-
keit von Jugendlichen ausnutzen, ist die 
Auswahl der ARGEn durchaus nachvoll-
ziehbar.

Die Bundeswehr hat bereits im Novem-
ber 2007 ein Kooperationsvertrag mit 
der ARGE Leipzig geschlossen, der die 
Anwerbung von Jugendlichen für den 
Soldatenberuf verbessern soll. Die Koope-
ration besteht darin, dass die Bundeswehr 

die Möglichkeit erhält, in den Räumen 
der ARGE und des Berufsinformations-
zentrums (BIZ) zu rekrutieren und die 
Jugendlichen über die ARGE auf die Ver-
anstaltungen hingewiesen werden.Damit 
die Mitarbeiter der ARGE auch überzeu-
gend für den Beruf des Soldaten werben 
können, werden sie direkt in Bundeswehr-
einrichtungen auf die Beratungsgespräche 
mit jugendlichen Arbeitslosen vorberei-
tet.1 In Dessau finden nicht nur regelmä-
ßig Veranstaltungen der Bundeswehr statt, 
im Januar 2008 veranstaltete die ARGE 
eine Bundeswehrmesse in ihren Räumlich-
keiten. Eine ganze Woche lang hatten die 
Rekrutierer Zeit, arbeitslose Jugendliche 
abzufangen und sie für den Soldatenberuf 
zu werben.

Unklar bleibt weiterhin, ob arbeitslosen 
Jugendlichen Leistungskürzungen drohen, 
wenn sie nicht an den Rekrutierungsver-
anstaltungen der Bundeswehr teilnehmen. 
So äußerte sich der Sprecher der ARGE 
Leipzig Ronny Schleicher in der Dresdner 
Morgenpost Ende 2007 dazu folgender-
maßen: „Ein Angebot für einen Job beim 
Bund werten wir als normale Wiederein-
gliederungshilfe. Allerdings werden wir in 
jedem Einzelfall prüfen, ob das Angebot 
zumutbar war und somit Sanktionen fällig 
werden“2. Jedoch wurde die Nachfrage 

nach einer solchen Praxis sowohl in einer 
kleinen Anfrage im sächsischen Landtag 
als auch in der bereits erwähnten Anfrage 
im Bundestag verneint.

Fakt ist, dass die Bundeswehr die Arbeits-
losigkeit von Jugendlichen ausnutzt, um 
sie als Soldaten rekrutieren zu können. 
Das Problem der Bundeswehr, ausreichend 
Nachwuchs zu rekrutieren, wird sich ver-
schärfen. Der Druck auf Jugendliche auf-
grund von verschärften Auflagen für Hartz 
IV-Empfänger unter 25 Jahren reicht da 
offensichtlich nicht aus. Vielmehr nistet 
sich die Bundeswehr inzwischen in den 
ARGEn ein und sitzt somit an der Quelle. 
Die Antworten auf die Anfragen haben 
gezeigt, dass weder die sächsische Landes- 
noch die Bundesregierung etwas an dieser 
Praxis auszusetzen hat.

Eine vollständige Liste aller Agenturen 
für Arbeit, die mit der Bundeswehr koope-
rieren findet sich auf der Homepage der 
Informationsstelle Militarisierung (www.
imi-online.de).

Anmerkungen
1 Presseinfo der ARGE Leipzig (30.11.07): 
ARGE + Bundeswehr = Job, URL: http://tiny-
url.com/5fvy75 
2 Ab in den Krieg, sonst wird die Stütze gekürzt, 
in: Morgenpost am Sonntag 16.12.07.

Jonna Schürkes

Die Bundeswehr setzt sich in den ARGEn fest


